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  Sobald die EEG-Differenzkosten die Investitions- und Nachfragewirkungen übersteigen, verkehrt 
sich der positive Wachstumseffekt ins Gegenteil  Foto: freshidea|Fotolia.com

Das EEG als gesamtwirtschaftlicher Nachfrageimpuls
Fernando Oster, Andreas Cienciala und Georg Erdmann

Die Energiewende bezeichnet die Transformation der deutschen Energiewirtschaft hin zu einer kohlenstoffdioxidarmen und 
kernkraftfreien Energieversorgung. Treiber sind Investitionen in erneuerbare Energien und in Energieeffizienz in den drei 
Sektoren Wärme, Elektrizität und Verkehr. Ein wesentliches Element dieses Umbruchs ist das Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG), über dessen Kosten und Finanzierung vielfach geschrieben wurde und immer noch wird. Darüber hinaus stellt sich 
jedoch die Frage, wie das EEG gesamtwirtschaftlich zu beurteilen ist. Die vorliegende Analyse quantifiziert die damit ver-
bundenen Wachstumsimpulse seit dem Jahr 2000.

Auswirkungen einer Zubauphase folgen 
negative Effekte einer Finanzierungsphase. 
Der Sachverhalt wird in Abb. 1 zusammen-
gefasst.

Die folgende Analyse betrachtet ein fakti-
sches Energiewende-Szenario, das den mit 
der Förderung durch das EEG verbundenen 
Ausbau von EEA ab dem Jahr 2000 abbildet. 
Dabei wird ein hypothetischer Zubau-Stopp 
ab dem Jahr 2015 angenommen, um die 
mit dem bisherigen Erneuerbaren-Ausbau 
verbundenen Effekte zu verdeutlichen. Ein 
kontrafaktisches Szenario dagegen nimmt 
an, dass das EEG nicht in Kraft getreten ist 
und es folglich seit dem Jahr 2000 keinen 
Ausbau von EEA gegeben hat.

Das BIP bestimmt den Gesamtwert der im 
Inland produzierten Waren und Dienstleis-

tungen (abzüglich der Vorleistungen) und 
fungiert in der Analyse als Indikator. Es 
kann bspw. über die Verwendungsrechnung 
bestimmt werden [2]. Demnach setzt es sich 
aus der inländischen Verwendung und dem 
Außenbeitrag zusammen. Im Inland produ-
zierte Güter, die entweder konsumiert, in-
vestiert oder exportiert werden, haben einen 
positiven Einfluss auf das BIP. Importierte 
Güter dagegen verringern seinen Wert.

Investitionseffekt Erneuer-
barer-Energien-Anlagen

Zur Bewertung der gesamtwirtschaftlichen 
Auswirkungen werden in Anlehnung an [3] 
folgende Einflusspositionen herangezogen: 
Investitionseffekte, Ausfuhrsaldo, vermiede-
ne Energieimporte und Finanzierung (Dif-
ferenzkosten). Bei den Investitionseffekten 

Aus volkswirtschaftlicher Sicht wird beim 
Kauf einer Erneuerbaren-Energien-Anlage 
(EEA) eine einmalige Investition vorgezogen 
und anschließend über 20 Jahre finanziert. 
Diese Nachfrageerhöhung wirkt sich posi-
tiv auf das Bruttoinlandsprodukt (BIP) aus. 
Die Kosten dieser Finanzierung dagegen 
verdrängen zukünftige Konsum- oder In-
vestitionsausgaben und haben daher einen 
mindernden Effekt auf das Bruttoinlands-
produkt über den Finanzierungszeitraum. 
Aus der Summe der Anlageninvestitionen 
resultiert ein erheblicher gesamtwirtschaft-
licher Effekt, der über die Gegenüberstellung 
zweier Szenarien quantifiziert werden kann.

Mit dieser Thematik hat sich bereits das 
Konsortium EWI/GWS/Prognos in einer 
Studie für das BMWi befasst [1]. Auch hier 
werden zwei Szenarien gegenübergestellt 
und mit Hilfe des energieökonomischen 
Modells PANTA RHEI die Auswirkungen auf 
das Bruttoinlandsprodukt berechnet. Die 
Wissenschaftler kommen u.  a. zu dem Er-
gebnis, dass das BIP im Zeitraum zwischen 
2010 und 2013 im Energiewendeszenario 
um 4,0 bis 14,7  Mrd.  € höher ausgefallen 
ist, mit stark abfallender Tendenz. Im Unter-
schied zu der vorliegenden Analyse werden 
aber zusätzlich zu den erneuerbaren Ener-
gien ebenfalls Energieeffizienzmaßnahmen 
berücksichtigt. 

Auch bei der Wahl des Energiewende-Szena-
rios gibt es einen aus unserer Sicht funda-
mentalen Unterschied. EWI/GWS/Prognos 
wählen 2010 als Anfangsjahr und vernach-
lässigen damit die durch das EEG ausgelös-
ten Investitionen zwischen 2000 und 2010, 
die sich kumuliert auf ca. 100 Mrd. € belau-
fen. Aus diesen Gründen erfasst die Studie 
nicht den Kern der volkswirtschaftlichen 
Auswirkungen, der sich aus der Finanzie-
rungsstruktur des EEG ergibt: Auf positive 
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unterscheiden wir dabei nochmals zwischen 
direkten, indirekten und konsuminduzier-
ten Effekten. Ihr Zusammenhang wird in 
Abb. 2 verdeutlicht. Langfristige Struktur- 
effekte sind nicht Teil dieser Analyse.

 Direkter Effekt der Investitionen: Der di-
rekte Effekt umfasst Investitionsausgaben 
für Anlagen in stromproduzierende Tech-
nologien, die im Sinne des EEG förderfähig 
sind und stellt den größten Posten dar (aus 
AGEE-Stat). Wie aus der Verwendungsrech-
nung hervorgeht, fließen diese Ausgaben 
direkt mit positivem Vorzeichen in das 
BIP ein. Dieser Effekt ist mit Abstand der 
bedeutsamste und erreicht im Spitzenjahr 
2010 eine Höhe von 25 Mrd. €.

 Indirekter Effekt der Investitionen: Diese 
Investitionen lösen Wertschöpfungseffekte 
in den entsprechenden Zuliefererbranchen 
aus. Die gestiegene Nachfrage verursacht 
aufgrund der Vorleistungsverflechtung wei-
tere Ausgaben für Waren und Dienstleistun-
gen in anderen Wirtschaftsbereichen. Um 
die Höhe dieses Effekts zu quantifizieren, 
greifen wir auf Ergebnisse anderer Studien 
zurück. Gemäß dem Institut für Ökologische 
Wirtschaftsforschung [4] liegt der indirekte 
Wertschöpfungskoeffizient, gemittelt über 
alle EE-Branchen im Jahr 2012, bei 0,57 
Mio. €/MW zusätzlich installierter Leistung 
EEA. Dabei wird die indirekte Wertschöp-
fung über ein statisches und offenes Input-
Output-Modell geschätzt.

 Konsuminduzierter Effekt der Investi-
tionen: Durch den Zubau von EEA werden 

sowohl in der Erneuerbare-Energien-Bran-
che als auch in den mit ihr verflochtenen 
Industriezweigen Arbeitsplätze geschaf-
fen. Gleichzeitig verursacht der Ausbau 
aufgrund von Substitutionseffekten einen 
Arbeitsplatzabbau bei den konventionellen 
Energien sowie deren Zulieferbereichen, 
weshalb der Zuwachs an Beschäftigung 
netto geringer ausfällt als der Bruttozu-
wachs (siehe Gesellschaft für Wirtschaft-
liche Strukturforschung, GWS). Die netto 
zusätzlichen Erwerbstätigen geben einen 
Teil ihres Einkommens für Konsumzwecke 
aus, was sich wiederum in einer zusätzli-
chen Nachfrage im Konsumgüterbereich 
äußert. Dieser Effekt führt zu einer weiteren 
Steigerung von Produktion, Wertschöpfung 
und Beschäftigung. Zunächst wird über die 
Import- und Konsumquote sowie der Steuer- 
und Abgabenbelastung der direkte konsum-
induzierte Effekt der Mehrbeschäftigung im 
jeweiligen Jahr berechnet. Über einen Ein-
kommensmultiplikator wird anschließend 
der zusätzlich induzierte Konsum ermittelt. 
Über den betrachteten Zeitraum beträgt 
dieser zwischen 1,4 und 1,5. 1  € Konsum 
der Mehrbeschäftigten induziert also weite-
re Ausgaben von 40 bis 50 ct der privaten 
Haushalte.

Die Ergebnisse des gesamten investitions-
induzierten Effekts sind in Abb. 1 zusam-
mengefasst. Unter den betrachteten Ein-
flusspositionen zeigt sich, dass der direkte 
Effekt die größte Wirkung entfaltet. Der in-
direkte Effekt spielt ebenfalls eine wichti-

ge, wenn auch deutlich geringere Rolle. Der 
konsuminduzierte Effekt hat erst in den 
letzten Jahren aufgrund der zunehmenden 
Beschäftigung an Bedeutung gewonnen. 
Es zeichnet sich ab dem Jahr 2000 ein zu-
nächst konstantes Wachstum ab, welches 
ab dem Jahr 2008 einen deutlichen Sprung 
macht, mit einem Höhepunkt im Jahr 2010. 
Dort erreicht der investitionsinduzierte Ef-
fekt einen Wert von über 30 Mrd. €. In den 
darauf folgenden Jahren lässt das starke 
Wachstum wieder nach.

Weitere volkswirtschaftliche  
Einflusspositionen

 Ausfuhrsaldo: Entscheidend für die 
Wirkungen auf das Bruttoinlandsprodukt 
sind Umsatzsteigerungen der in Deutsch-
land ansässigen Hersteller von EEA. Um 
diesen Effekt zu erfassen, müssen die ent-
sprechenden inländischen Investitionen um 
den jeweiligen Importwert vermindert und 
um den Exportwert vergrößert werden. Der 
Außenhandel mit EE-Gütern zur Nutzung 
förderfähiger EE-Anlagen hat seit 2000 
kontinuierlich an Bedeutung gewonnen. 
Während der Wirtschaftskrise ist der Aus-
fuhrsaldo aufgrund hoher Importe von PV-
Gütern und erheblichen Einbußen bei der 
Ausfuhr der restlichen Technologien stark 
negativ und erreicht 2010 einen Wert von 
minus 1,87 Mrd. €. In der darauffolgenden 
Zeit sinken die Einfuhren von PV-Gütern 
deutlich, da die Nachfrage nach Solarzellen 
aufgrund veränderter Förderbedingungen 

Abb. 1 Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen der im Zeitraum 2000 bis 2014 
errichteten EEG-Anlagen als Änderung am Bruttoinlandsprodukt

Abb. 2 Direkter, indirekter und konsumindizierter Effekt der Investitionsaus-
gaben in EEA in Anlehnung an [2]
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und ungünstigerer Einspeisetarife abnimmt 
[5]. Während auch die Exporte von PV-Gü-
tern fallen, steigen diese erheblich bei den 
Windenergie- und restlichen EE-Gütern, bei 
gleichzeitig geringen Einfuhren. Im Ergeb-
nis steigt der Ausfuhrsaldo, trotz absolut 
weniger Exporte, auf über 2 Mrd. €.

 Vermiedene Energieimporte: Der Einsatz 
erneuerbarer Energien verdrängt fossile 
Energieimporte. Der damit verbundene po-
sitive Effekt auf die Binnennachfrage muss 
ebenfalls in die Berechnung miteinbezogen 
werden. Es werden die durch das GWS be-
rechneten Daten genutzt.

 Differenzkosten: Aus volkswirtschaft-
licher Sicht spielen auch die kumulierten 
jährlichen Förderkosten der EEA (Differenz-
kosten) eine Rolle, die über die EEG-Umlage 
finanziert werden. Wegen ihres Einkom-
men mindernden Effekts haben die damit 
verbundenen Zahlungen einen negativen 
volkswirtschaftlichen Effekt. Diese zusätzli-
chen Kosten verdrängen zukünftige Konsu-
mausgaben und verringern damit das BIP. 
Daten aus vergangenen Jahren basieren auf 
Berechnungen des BMWi [6] und zukünf-
tige Kosten basieren auf einer eigenen Mo-
dellrechnung.

Gesamtwirtschaftliche Auswir-
kungen verdeutlicht am BIP

Abb. 3 fasst alle Einflusspositionen zusam-
men und zeigt die Wirkungen des EEG als 
relative Änderung des BIP im Energiewen-
de-Szenario gegenüber dem kontrafakti-

schen Szenario. Im Ergebnis lassen sich 
grob eine Zubau- und eine Finanzierungs-
phase erkennen. Die Zubauphase zwischen 
2000 und 2014 ist gekennzeichnet durch 
den kontinuierlichen Leistungszubau und 
die hohen Investitionen in EEA sowie die da-
mit verbundenen Sekundäreffekte. Die Dif-
ferenzkosten steigen zunächst nur langsam, 
jedoch erhöht sich ihr Volumen ab 2010 er-
heblich. Der Ausfuhrsaldo und die vermie-
denen Energieimporte nehmen zunächst 
eine untergeordnete Rolle ein. 

Der Verlauf des resultierenden Gesamtef-
fekts (durchgezogene Linie) liegt bis 2014 
über der Nulllinie und erreicht im Jahr 
2010 einen Spitzenwert von 0,9 % des BIP. 
Ohne das EEG wäre der Wachstumseffekt 
entsprechend geringer ausgefallen. Dieser 
beruht im Kern darauf, dass die Differenz-
kosten über die EEG-Umlage nicht bereits 
im Jahr der erneuerbaren Investitionen ge-
tätigt werden, sondern überwiegend erst 
in den kommenden Jahren. Der negative 
Effekt höherer Elektrizitätspreise auf das 
Wirtschaftswachstum wird also erst mit 
Verzögerung eintreten, zunächst dominiert 
der positive Effekt als Folge der mit den er-
neuerbaren Investitionen angestoßenen zu-
sätzlichen Nachfrage.

Da die von den Letztverbrauchern zu 
zahlende EEG-Umlage ab dem Jahr 2010 
deutlich steigt und die EEG-bedingten 
Investitionen deutlich sinken (v.  a. dank 
gesunkener Kosten der Photovoltaik), bil-

det sich der Wachstumseffekt seit 2011 
zurück und würde ab 2015 sogar negativ, 
sofern der erneuerbare Zubau völlig zum 
Erliegen käme und auch keine Ersatzim-
pulse initiiert würden, etwa im Bereich von 
Energieeffizienz-Investitionen, die ähnlich 
dem EEG über künftige Verpflichtungen 
der Letztverbraucher oder der Steuerzahler 
finanziert werden.

Wachstum auf Pump

Insgesamt betrachtet hatte die Förderung 
von erneuerbaren Stromerzeugungskapa-
zitäten bisher einen signifikant positiven 
Einfluss auf die deutsche Volkswirtschaft. 
Den Berechnungen zufolge lag das BIP im 
Zeitraum 2000 bis 2014 um durchschnitt-
lich 0,44  Prozentpunkte über einem BIP 
ohne die EEG-geförderten Investitionen. Al-
lerdings handelt es sich um „Wachstum auf 
Pump“, denn sobald die EEG-Differenzkos-
ten eines Tages die mit dem EEG initiierten 
Investitions- und Nachfragewirkungen über-
steigen, wird sich der positive Wachstumsef-
fekt in sein Gegenteil umkehren.

Ganzheitliche  
Bewertung des EEG

In Anbetracht der vorangegangenen Analy-
se stellt sich die Frage nach der ganzheit-
lichen Bewertung der Förderung. In der 
Zubauphase zeigt das EEG eine deutlich 
vorteilhafte Wirkung, während die Finan-
zierungsphase eine zusätzliche Belastung 

Abb. 3 Gesamteffekt der Investitionsausgaben zwischen 2000 und 2014 Abb. 4 Kapitalwert der jährlichen Residuale im Jahr 2000 für verschiedene 
Zinssätze
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der Volkswirtschaft darstellt. Mit Hilfe der 
Kapitalwertmethode lässt sich eine gesamt-
heitliche Bewertung durchführen. Diskon-
tiert man das jährliche Residual mit einem 
Zinssatz von 3 % ab, so ergibt sich für das 
Bezugsjahr 2000 ein tatsächlich positiver 
Kapitalwert von rund 20 Mrd. €. 

In Abb. 4 ist weiterhin der Kapitalwert für 
unterschiedliche Zinssätze abgebildet. Mit 
zunehmendem Zinssatz vergrößert sich der 
Kapitalwert, da vor allem der Betrag des 
Barwerts der zukünftigen Differenzkosten 
sinkt. Die vorangegangene Analyse wurde 
teilweise in den Stellungnahmen der Ex-
pertenkommission zum Monitoring-Prozess 
„Energie der Zukunft“ der Bundesregierung 
dargestellt (vgl. [7,8]).
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INTERVIEW

„Zurzeit muss die deutsche Politik ihre einseitige Linie nicht hinterfragen, weil 
sie die Mehrkosten für Strom auf den Mittelstand und private Haushalte über-
wälzen und die allenfalls widerspenstigen großindustriellen Stromverbraucher 
entlasten kann. Auf Dauer jedoch wird eine Wende zu mehr ökonomischer Ver-
nunft unvermeidbar sein. Keine Politik kann Fundamentaldaten auf ewig igno-
rieren.“ 

Prof. Dr. Marc Oliver Bettzüge, Professor für Volkswirtschaftslehre und Direk-
tor des Energiewirtschaftlichen Instituts an der Universität zu Köln (EWI) 

„Keine Politik kann Fundamentaldaten auf ewig  
ignorieren“ 
Klimapolitik hat in Deutschland und Europa Dauerkonjunktur. Prominente Instrumente sind das europäische Emissi-
onshandelssystem und die Förderung Erneuerbarer in Deutschland. Dass beim Klimagipfel in Paris ein gemeinsames 
Abkommen gelungen ist, gibt dem ganzen Auftrieb, aber was ist die Vereinbarung tatsächlich wert? „et“ sprach mit Prof. 
Dr. Marc Oliver Bettzüge, Professor für Volkswirtschaftslehre und Direktor des Energiewirtschaftlichen Instituts an der 
Universität zu Köln (EWI), über die Perspektiven zentraler Elemente der europäischen, globalen und nationalen Klima-
politik. 

zeit in das System eingreifen, wenn sie mit den 
Ergebnissen nicht einverstanden ist. Im Moment 
sind die marginalen Minderungsmaßnahmen 
noch vergleichsweise kostengünstig, aber das 
wird vermutlich deutlich schwieriger werden, 
wenn der Pfad immer niedriger geworden ist.

„et“: Das EU-ETS ist auf Dauer angelegt und der 
vorgegebene CO2-Reduktionspfad strikt. 

Bettzüge: Stimmt, aber wird die Politik sich da-
ran unter allen Umständen gebunden fühlen? In 
der Geschichte der EU haben wir schon so man-
che Regelbrüche erlebt. Denken Sie nur an die 
neu erfundene „Marktstabilitätsreserve“. Und 
auch der Maastrichter Vertrag galt ja einmal als 
strikt, um noch ein viel weiter reichendes Bei-
spiel „kreativer Regelanpassung“ zu nennen.

„et“: Jedenfalls wären ab etwa 2025/30 viele der 
tiefhängenden Früchte geerntet und neue Ansätze 
erforderlich. Welche Technologien können lang-
fristig zu einer CO2-armen Stromversorgung bei-
tragen?

Bettzüge: Falls man das EU-ETS tatsächlich unge-
stört arbeiten ließe und der Minderungspfad in 
Stein gemeißelt wäre, würde in der ersten Periode 
vor allem von ineffizienten zu effizienten thermi-
schen Kraftwerken und von Kohle zu Gas verscho-
ben werden. Erst in einer zweiten Periode würden 

dann neuartige Technologien eingesetzt werden, 
die der Staat heute teilweise vorzeitig in den 
Markt hineindrückt. Hierzu gehören vor allem die 
Erneuerbaren wie Wind und Photovoltaik sowie 
gegebenenfalls Kernenergie oder gar CCS (Carbon 
Capture and Storage). Erst danach würden neue 
Technologien wie Power-to-Gas relevant werden. 
Letztere Technologie, genauso wie Power-to-Liquid 
und Power-to-Heat könnte allerdings schon früher 
Bedeutung erlangen, wenn man die Sektoren Wär-
me und Transport ebenso rasch dekarbonisieren 
will wie den EU-ETS-Sektor. CCU (Carbon Capture 
and Utilizaton) hingegen, wie ich bisher verstanden 
habe, dürfte nur einen eingeschränkten Beitrag zur 
Dekarbonisierung leisten können. 

Was ist das Paris- 
Abkommen wert?

„et“: Was bedeutet das Paris-Abkommen für Car-
bon-Leakage? 

Bettzüge: An der Carbon-Leakage-Problematik hat 
sich in Paris kurzfristig zunächst nichts geändert, 
da die dort abgegebenen Selbstverpflichtungen 
keine Bindungswirkung entfalten. Allerdings kann 
man argumentieren, dass zukünftige einseitige 
Verschärfungen, die von einzelnen Regierungen 
von nun an vorgenommen werden, die CO2-Emis-
sionen der Welt nicht mehr erhöhen können, weil 
ja die anderen Länder für sich jeweils Obergrenzen 

Wie verlässlich ist der euro-
päische Emissionshandel?

„et“: In Brüssel wird das Europäische Emissions-
handelssystem (EU ETS) beständig reformiert. Wie 
steht es um die Integrität und die für die Investoren 
so wichtige Verlässlichkeit des Emissionshandels?

Bettzüge: Der Emissionshandel ist seiner Wir-
kung nach für die von ihm erfassten Sektoren 
immer noch das Leitinstrument in Europa, weil 
er faktisch die Emissionsobergrenze festlegt. 
Gleichwohl halten die nationalen Regierungen an 
nationalen Zielen innerhalb der EU-ETS-Sektoren 
fest und setzen zunehmend auf eigenständige 
Maßnahmen. Das hilft der Glaubwürdigkeit des 
ETS natürlich nicht. Viele Marktteilnehmer dürf-
ten sich zudem fragen, ob die europäischen Re-
gierungen tatsächlich die CO2-Preise akzeptieren 
würden, die sich nach allen Szenario-Rechnungen 
ab etwa 2030 ergäben, wenn die Emissionsmin-
derung in die nächstteurere Phase kommen wird.

„et“: Wie schätzen Sie das ein?

Bettzüge: Eindeutig lässt sich das derzeit nicht 
beantworten, aber ich kann die Zweifel nach-
vollziehen, vor allem auch, wenn man sich die 
aktuelle Verfassung der EU vergegenwärtigt. Der 
Abbaupfad der Zertifikate ist zwar prinzipiell vor-
gezeichnet, aber die Politik kann und wird jeder-
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„Man sollte immer technologie-neutral agieren. Das Ziel ist die Dekarbonisierung, und das sinnvolle 
Mittel ist ein CO2-Preis, der entweder aus einem Emissionshandel kommt oder vom Staat administrativ 
als Steuer festgelegt wird. Mit diesem übergeordneten Preissignal können die Marktteilnehmer dann 
die jeweils richtigen Technologien wählen. Ob dabei die Erhöhung des technischen Wirkungsgrads in 
der Nachfrage das Beste ist, oder dessen Erhöhung auf der Angebotsseite, oder ob in neue Technologien 
investiert wird, oder ob ganz andere Herangehensweisen wie Verhaltensänderungen der Haushalte oder 
Prozessveränderungen in Industrieunternehmen geeignet sind, wird von jedem Marktteilnehmer je ein-
zeln bewertet werden. Von außen kann – und sollte! – man das nicht beurteilen.“ 

Prof. Dr. Marc Oliver Bettzüge, Professor für Volkswirtschaftslehre und Direktor des Energiewirtschaft-
lichen Instituts an der Universität zu Köln (EWI)

eingezogen haben. Erweist sich Paris als hartes Ab-
kommen, hätten unilaterale Verschärfungen zwar 
immer noch Verteilungseffekte, würden die globa-
len Emissionen aber tatsächlich reduzieren. 

„et“: Wie rational ist es überhaupt, die Territorien 
von Einzelstaaten als relevante Bilanzräume für 
CO2-Minderungsziele zugrunde zu legen?

Bettzüge: Das hängt davon ab, was man unter 
rational versteht. Nationale Regierungen dürften 
diesen Verhandlungsansatz wahrscheinlich als 
richtig empfinden. Fraglich ist jedoch, ob man 
damit das CO2-Problem der Welt wirksam lösen 
kann, denn man läuft damit immer in das Gefan-
gen-Dilemma hinein.

„et“: Was meinen Sie damit?

Bettzüge: Wenn man für Einzelstaaten Minde-
rungsziele formuliert und diese wechselseitig in 
einem sanktionslosen Vertrag stehen, wie das jetzt 
nach Paris der Fall ist, stellt sich die Frage, ob alle 
Staaten ein Interesse daran haben, die von ihnen 
eingegangenen Verpflichtungen auch einzuhalten. 
Aus spieltheoretischer Sicht wäre das zunächst ein-
mal überraschend. Zudem ist es schwierig, hinrei-
chend scharfe globale Minderungsziele zu verein-
baren, was ja auch Paris unter Beweis gestellt hat.

„et“: Es braucht andere Maßnahmen zur Durch-
setzung?

Bettzüge: Ja, nur mit glaubwürdigen und akzep-
tierten Sanktionsmechanismen wäre die Auftei-
lung des weltweiten Minderungsziels auf nati-
onale Ziele überhaupt sinnvoll. Das ist eine der 
Kernfragen der globalen Klimapolitik. Im Grunde 
hat man in Paris lediglich eingesammelt, was die 
Einzelstaaten ohnehin tun wollten, hat die sich 
daraus ergebenden Emissionsmengen aufaddiert 
und die Summe als globales Mindest-Minderungs-
ziel erklärt. Das ist jedoch gerade kein gemeinsa-
mes Commitment.

„et“: Was wäre zu tun?

Bettzüge: Ohne ein wirklich globales Commit-
ment wird es nicht gehen. Ob der diplomatische 
Prozess in der Folge von Paris genügend Schwung 
aufnehmen wird, um in diesem Sinne vertrauens-
bildend zu wirken, wird sich zeigen – darf aber 
angesichts der übergreifenden Spannungen in 
der Welt mit Fug und Recht bezweifelt werden. 
Daher setzen viele Klimaschutz-Analysten auf 
zusätzliche Aktivitäten einzelner Staaten oder 
Staatenkoalitionen, in der Hoffnung, dadurch das 
fehlende globale Commitment indirekt erzwingen 
zu können. Die Erfolgsaussichten solcher Initiati-
ven erscheinen mir allerdings fraglich.

„et“: Inwiefern?

Bettzüge: Seit den 1990er-Jahren denkt man in 
den Klimaschutz-Verhandlungen in Emissionen. 
Man sagt, wir müssten global eine Emissionsober-
grenze einhalten und diese CO2-Menge idealer-
weise auf die Einzelstaaten verteilen. Nun wird 
vielfach immer noch argumentiert, dass durch 
die Beschränkung der Nachfrage in bestimmten 
emissionsreichen industrialisierten Ländern au-
tomatisch auch das Angebot beschränkt werden 
könne. In einer multipolaren Welt ist das jedoch 
gar nicht mehr so klar. Denn warum sollten Län-
der ihre fossilen Brennstoffe nicht aus der Erde 
holen, wenn sich das wirtschaftlich lohnt? Im 
Ernstfall könnten rohstoffreiche Länder ihre gege-
benenfalls unverkäuflichen Rohstoffe doch selbst 
verwenden und dem Rest der Welt irgendwelche 
Endprodukte anbieten. 

Um das zu verhindern, müsste man wiederum zu 
einem Border-tax-Regime übergehen, also letzt-
lich Zölle an der Grenze einführen. Das jedoch 
wäre mit erheblichen konzeptionellen und prak-
tischen Schwierigkeiten verbunden. Zumal diese 
Endprodukte ja auch im Land bleiben könnten. 
Alternativ müssten die Reserveneigentümer wohl 
von der Weltgemeinschaft dafür entschädigt wer-
den, dass sie ihre Rohstoffe unter der Erde lassen. 
Anstatt auf die Emission sollte man also verstärkt 
auf die Extraktion schauen, die andere Seite der 
Medaille und die fundamentale. 

Graduelle Strukturveränderung 

„et“: Wie schätzen Sie die Auswirkungen ein, 
wenn durch stark steigende Energiepreise bzw. 
administrative Verteuerung von Energie, beispiels-
weise über hohe CO2-Preise, Kaufkraft oder Investi-
tionsmittel entzogen werden?

Bettzüge: Das hängt maßgeblich davon ab, wie 
die entzogenen Mittel wiederverwendet werden. 
Das Geld verschwindet ja nicht, wenn Steuern auf 
fossile Brennstoffe erhoben werden. In der Regel 
gelangt es an den Staat und der macht etwas da-
mit. Je nachdem, was er damit macht, entstehen 
unterschiedliche Effekte. 

„et“: Was vermuten Sie?

Bettzüge: Wichtig ist es zu verstehen, ob ein dis-
ruptives oder ein graduelles Verhalten des Staa-
tes vorliegt, und, wenn es graduell ist, inwieweit 
es für die Teilnehmer berechenbar ist. Verhält 
sich der Staat disruptiv und nicht berechenbar, 
kann das in der Volkswirtschaft zu kritischen 
Strukturbrüchen führen, indem zum Beispiel 
zuerst die Grundstoffindustrie und danach die 
Industrien verschwinden, die Grundstoffe als 
Vorprodukt in lokaler Nähe brauchen. Bislang hat 
beispielsweise die deutsche Politik für wesentli-
che Industriezweige umfangreiche Entlastungen 
geschaffen und industrielle Strukturbrüche da-
mit vermieden. Dennoch erkennt man insgesamt 
in der deutschen Industrie einen schleichenden 
Substanzverzehr, der auf eine graduelle Struktur-
veränderung hindeutet.

„et“: Die Historie zeigt, dass Phasen hoher Ener-
giepreise durch Phasen tiefer Energiepreise abge-
löst werden. Wenn die Annahme stetig steigender 
Preise fossiler Energien nicht gilt, was ist daraus 
für Demonstration und Markteinführung neuer 
Technologien zu schließen?

Bettzüge: Versucht man es auf Biegen und Bre-
chen, wird es deutlich teurer und ein globaler 
Konsens schwieriger. Die Argumentationskulis-
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se für viele Subventionen war stets, dass fossile 
Brennstoffe stetig teurer werden würden, so dass 
sich ein Breakeven in vergleichsweise naher Zu-
kunft einstellen würde. Diese plumpe Annahme 
haben wir immer bezweifelt, weil Rohstoffpreise 
im Vergleich zu anderen Gütern über lange Zeit-
räume eher sinken als steigen. Viele Beobachter 
übersehen – vielleicht sogar bewusst – dass auch 
im Rohstoffsektor und jenseits staatlicher Förde-
rung in erheblichem Umfang Innovation stattfin-
det. Das sogenannte Fracking gibt hierfür ein wun-
derbares Beispiel ab.

„et“: Inwiefern?

Bettzüge: Die Weiterentwicklung der Fracking-
Technologie in den USA ist nicht vom Staat be-
trieben worden, und sie ist in ihrer Wirkung auf 
die Veränderung des weltweiten Energiemix und 
der Geopolitik um ein Vielfaches größer, als es die 
von einzelnen Staaten mit hohen Finanzmitteln 
geförderten sogenannten erneuerbaren Energien 
bislang gewesen sind. 

„et“: Wo liegen im Zeithorizont 2030 die kosten-
günstigsten und größten Potenziale zur Energieein-
sparung und Effizienzsteigerung? 

Bettzüge: Energie kann man nicht einsparen, son-
dern höchstens Wirkungsgrade verbessern. Dabei 
ist nicht immer klar, ob solche Maßnahmen wirt-
schaftlich sinnvoll sind und ob sie überhaupt zur 
Senkung der Energienachfrage führen. Aufgrund 
des Rebound-Effektes ist häufig sogar das Gegen-
teil der Fall. Die makroökonomische Effizienz im 
Sinne des Verhältnisses von Bruttoinlandsprodukt 
zu Primärenergieverbrauch lässt sich überdies 
kaum steuern, sondern ist eine resultierende Grö-
ße. Hauptsächlich wird diese von Industriestruk-
turen und deren Veränderungen, unter anderem 
in Folge von Verlagerungseffekten, getrieben.

„et“: Welche Technologien sollten wie gefördert 
werden?

Bettzüge: Direkt keine einzige. Man sollte immer 
technologie-neutral agieren. Das Ziel ist die Dekar-
bonisierung, und das sinnvolle Mittel ist ein CO2-
Preis, der entweder aus einem Emissionshandel 
kommt oder vom Staat administrativ als Steuer 
festgelegt wird. Mit diesem übergeordneten Preis-
signal können die Marktteilnehmer dann die je-
weils richtigen Technologien wählen. Ob dabei die 
Erhöhung des technischen Wirkungsgrads in der 
Nachfrage das Beste ist, oder dessen Erhöhung auf 
der Angebotsseite, oder ob in neue Technologien 

investiert wird, oder ob ganz andere Herangehens-
weisen wie Verhaltensänderungen der Haushalte 
oder Prozessveränderungen in Industrieunter-
nehmen geeignet sind, wird von jedem Marktteil-
nehmer je einzeln bewertet werden. Von außen 
kann – und sollte! – man das nicht beurteilen. 

„et“: Europa konzentriert sich in der Dekarboni-
sierungspolitik sehr stark auf den Stromsektor.

Bettzüge: Ja, und erzielt im Wärme- und Mobili-
tätssektor kaum Fortschritte. Auch an der Grenze 
zwischen den EU-ETS-Sektoren und den Nicht-
EU-ETS-Sektoren stellen sich zunehmend Fragen, 
die man dringend adressieren sollte. Eigentlich 
bräuchten wir ein CO2-Preis-Signal, das über alle 
Sektoren gleich wirkt, damit zwischen den Sekto-
ren jeweils die optimale Lösung gefunden werden 
kann. 

Deutschland:  
Tatsächlich Vorreiter?

„et“: Sieht sich Deutschland zu Recht als Vorreiter 
bei den erneuerbaren Energien?

Bettzüge: Vermutlich nur dann, wenn man die 
Vorreiterrolle bei der Förderung der sogenannten 
erneuerbaren Energien anhand der Menge an 
Geld misst, die vom Staat zwangsweise mobili-
siert worden ist. Bei den Anteilen der Erneuerba-
ren am gesamten Energiemix ist das bereits nicht 
mehr so klar, weil manche Länder mit ihrer Was-
serkraft schon früher deutlich höhere Anteile hat-
ten. Zweifellos ist Deutschland jedoch ein Vorrei-
ter in Bezug auf den konsequenten Ausstieg aus 
einer vorhandenen Flotte von Kernkraftwerken. 
Mit dieser Positionierung steht das Land bislang 
allerdings alleine da. 

„et“: Man sieht sich auch gerne als Vorreiter in 
der Klimapolitik.

Bettzüge: Ja, schaut man jedoch genauer hin, wur-
de nach 2005 nicht mehr besonders viel an zusätz-
licher Treibhausgasminderung erreicht. Der Groß-
teil der bislang im Vergleich zu 1990 erreichten 
Minderung in Deutschland ist nämlich eine Folge 
der Integration der ehemaligen DDR, die eine sehr 
ineffiziente und auf Braunkohle basierende Volks-
wirtschaft hatte. Auch das ehrgeizige 2020-Ziel 
erscheint kaum noch erreichbar. Insofern sollten 
wir in dieser Dimension faktisch wohl kaum als 
Vorreiter bezeichnen. Das kann allerdings auch 
nicht sonderlich überraschen, wenn man an den 
deutschen Kernenergie-Ausstieg denkt.

„et“: Wie geht es in Deutschland technologisch 
weiter?

Bettzüge: Zunächst einmal wird sich die deut-
sche Politik – angesichts der aus ihrer Sicht unzu-
reichenden nationalen CO2-Minderung – vermut-
lich ernsthaft mit dem Thema eines forcierten 
Kohleausstiegs beschäftigen. Darüber hinaus ist 
Deutschland weiterhin fixiert auf die sogenann-
ten erneuerbaren Energien und innerhalb derer 
auf Windkraft an Land und auf See, sowie auf 
die Photovoltaik. Nun sieht man, dass diese Art 
Stromerzeugung ein Gleichzeitigkeitsproblem 
hat, weshalb unsere Politik in den nächsten Jah-
ren sicherlich die Problemfelder Netze und Bat-
terien ansprechen wird. Leider ist generell die 
Preissystematik durch staatliche Steuern und 
Abgaben derart verzerrt, dass wichtige andere 
Themen wie beispielsweise Power-to-Heat nicht 
angegangen werden. 

Dekarbonisierung statt 
Strukturpolitik!

„et“: Weil die deutsche Regierung nur die gezielte 
Förderung bestimmter Technologien und Eigentü-
merstrukturen im Auge hat? 

Bettzüge: Ja, sie verfolgt eine energiewirtschaftli-
che Strukturpolitik. Dabei bräuchte es nur eines: 
Dekarbonisierung. Das machen wir in den EU-
ETS-Sektoren auf europäischer Ebene und damit 
hätten wir in diesem Bereich eigentlich alles, was 
wir brauchen. Anstatt auf den Wettbewerb als 
deutlich überlegenen Selektionsmechanismus zu 
vertrauen, wird die Markteinführungsstufe bei 
uns zunehmend vom Staat besetzt. Das ist dauer-
haft nicht erfolgversprechend.

„et“: Wann wird man umdenken müssen?

Bettzüge: Zurzeit muss die deutsche Politik ihre 
einseitige Linie nicht hinterfragen, weil sie die 
Mehrkosten für Strom auf den Mittelstand und 
private Haushalte überwälzen und die allenfalls 
widerspenstigen großindustriellen Stromverbrau-
cher entlasten kann. Auf Dauer jedoch wird eine 
Wende zu mehr ökonomischer Vernunft unver-
meidbar sein. Keine Politik kann Fundamentalda-
ten auf ewig ignorieren.

„et“: Herr Prof. Bettzüge, vielen Dank für das In-
terview. 

Die Fragen stellte André Behr, Wissenschafts- 
journalist, Zürich, im Auftrag der „et“ 
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Entwicklung der Öl- und Gaspreise – Was sind die  
Auswirkungen auf den Strommarkt?
Viele Jahre stand die Ölpreisbindung von Erdgas in der Kritik. Es gab vielfältige Maßnahmen, um die Gasmärkte wettbe-
werbsorientierter zu gestalten. Für Gas wurden große Potenziale im Strommarkt gesehen, doch inzwischen ist klar, dass sich 
der Markt in der Realität anders entwickelt hat, als die Prognosen vorhergesagt hatten. Seit Ende 2014 sind die Ölpreise 
deutlich gefallen, die Gaspreise hingegen nicht. Interessant ist vor diesem Hintergrund die Frage, was die Entkopplung der 
Preisbindung für den deutschen Gasmarkt und die Debatte um einen Kohleausstieg bedeutet.

genen Jahren deutlich gesunken und lagen 
etwa halb so hoch wie in der EU.

Europa verfügt nur über geringe Erdgasreser-
ven und importiert rund 65 % seines Bedarfs 
(Erdgasimportabhängigkeit Deutschlands ca. 
90 %), das ganz überwiegend über Pipelines 
transportiert wird. Die Wettbewerbsintensität 
in Europa ist vergleichsweise niedrig, weil die 
großen Gaslieferanten (Russland, Norwegen, 
Nordafrika) gemeinsam marktbeherrschend 
sind. Würde der Bedarf an Erdgas in der EU 
oder Deutschland stark ansteigen, indem 
man bspw. aufgrund politischer Maßnahmen 
Kohle aus der Verstromung durch Erdgas ver-
drängt, wären vermutlich zunehmende LNG-
Importe erforderlich. Gepaart mit der Markt-
macht der bisherigen Pipelineanbieter sind 
in diesem Kontext eher Preissteigerungen als 
Preisrückgänge wahrscheinlich. Auf dem ak-
tuellen Preisniveau bleibt Gas im Strommarkt 
ein Nischenanbieter.

Kohle ist seit Jahrzenten deutlich preiswerter 
als Öl und Gas. Die geringen Preisrisiken von 

Kohle sind auch im Betrachtungszeitraum 
Juli 2014 (62  €/t SKE) bis November 2015 
(59  €/t SKE) erkennbar, wo der Importkoh-
lepreis auf niedrigem Niveau verbleibt. Dem-
entsprechend ist in Deutschland die Strom-
erzeugung auf Basis von Kohle eine tragende 
Säule (2015: 42  % Kohle, 9  % Erdgas, 14  % 
Kernenergie, 30 % Erneuerbare) [2].

Die Strompreise korrelieren in Deutschland 
und den Nachbarländern sehr eng mit den 
Kohle- und CO

2-Preisen. Nicht zuletzt weil 
diese Preise tief sind, kostet Strom heute 
im Durchschnitt für die Industrie real nicht 
mehr als 1973.

Erdgaseinstieg ist keine Lösung

Der Energiemix bleibt das wirksamste Instru-
ment zum Risikomanagement und Grundla-
ge für einen wettbewerblichen Strommarkt. 
Deutschland steigt aus der Kernenergie aus 
und erhöht den Anteil der erneuerbaren 
Energien in einem sehr anspruchsvollen 
Tempo. Die gesicherte Verfügbarkeit, wirt-
schaftliche Aspekte und die Flexibilität von 
Kohlekraftwerken sprechen für einen Trans-
formationspfad mit der Kohle. Der Erfolg der 
Energiewende hängt davon ab, ob die Kosten 
für den Ausbau der EE-Erzeugung, der Netze 
und die Integration eingegrenzt werden kön-
nen. Eine vordergründige Debatte um einen 
vorzeitigen Kohleausstieg, der im Umkehr-
schluss einen Erdgaseinstieg bedeuten wür-
de, verspricht keine Lösung, sondern eine 
Verschärfung der ohnehin angespannten Si-
tuation im deutschen Stromsystem.

Literatur

[1] Statistik der Kohlenwirtschaft e. V.

[2] www.ag-energiebilanzen.de: Bruttostromerzeugung 

in Deutschland ab 1990 nach Energieträgern

„et“-Redaktion

Während der Ölpreis im Juli 2014 bei 411 €/t 
SKE lag, betrug er im November 2015 nur 
noch 218 €/t SKE. Um dies zu veranschauli-
chen, muss man sich vor Augen halten, dass 
es sich um einen Preissturz um bald die Hälfte 
handelt. Betrachtet man für den gleichen Zeit-
raum die Preise für Importgas in Deutschland, 
zeigt sich, dass diese vergleichsweise moderat 
sinken. Im Juli 2014 lag der Preis für Import-
gas bei 193 €/t SKE, im November 2015 bei 
167 €/t SKE (siehe Abb.) [1].

Global starke Unterschiede  
in Versorgungssituation 
und Preisverhältnissen

Global gesehen herrschen beim Erdgas star-
ke Unterschiede in der Versorgungssituati-
on und den Preisverhältnissen. In den USA 
ist das Erdgasangebot auf Grundlage einer 
breiten Ressourcenbasis hoch und wettbe-
werbsorientiert. Durch die nicht-konventi-
onelle Erdgasförderung (Fracking) haben 
sich die Verhältnisse stark verändert. In den 
USA sind die Erdgaspreise in den vergan-

Abb.   Entwicklung ausgewählter Energiepreise (Juli 2013 bis November 2015); Stand: 18.2.2016
  Quelle: Statistik der Kohlenwirtschaft, VDKI
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  Es muss möglich bleiben, den Klimaschutzbeitrag Deutschlands in finanzieller Form zu leisten, 
ohne ihm durch eine Deindustrialisierung die Grundlage zu entziehen 

 Foto: Sergey Ilin|Fotolia.com

Globaler Klimaschutz braucht internationale Märkte
Hubertus Bardt und Thilo Schaefer

Die internationalen Klimaverhandlungen und insbesondere die COP21 in Paris waren nicht nur für die globale Klima- 
politik von herausragender Bedeutung. Auch für die jeweilige Energie- und Wirtschaftspolitik der Staaten sollten wesentli-
che Rahmenbedingungen gesetzt werden. Schließlich geht es darum, im Zuge einer internationalen Vereinbarung mit dem 
globalen Klimaschutz ein globales öffentliches Gut bereitzustellen und Einigkeit über die Verteilung der damit verbundenen 
Kosten zu finden. Notwendig ist nun eine strukturierte Debatte, die Märkte und Maßnahmen zusammenbringt. Der Artikel 
beleuchtet zentrale Fragestellungen hierzu.

Der Kampf um die Kostenverteilung hat ne-
ben anderen Problemen die internationalen 
Klimaschutzverhandlungen über fast zwei 
Jahrzehnte geprägt. Dennoch waren die 
Hoffnungen groß, dass die COP21 in Paris 
einen großen Schritt voran machen könnte. 

Anforderungen an  
ein Klima-Abkommen

Neben Fragen der Anpassung an den Kli-
mawandel, finanzieller Verpflichtungen 
und zahlreicher Detail-Regelungen sind 
drei Aufgaben zentral für ein wirkungsvol-
les globales Abkommen: Erstens müssen 
sich neben der EU genügend Staaten zu 
Emissionsminderungen verpflichten, die 
ausreichen, den Klimawandel zu begrenzen. 
Zweitens müssen die Lasten der CO

2-Reduk-
tion fair verteilt sein. Und drittens muss ein 

Handelsmechanismus etabliert werden, um 
international die günstigsten Einsparpoten-
ziale nutzen zu können.

Es stellt sich also neben der Teilnehmerfra-
ge und der lang diskutierten Verteilungsfra-
ge auch die Effizienz- bzw. Allokationsfrage. 
Dabei ist es wichtig, eine möglichst kosten-
günstige Realisierung der Reduktionsver-
pflichtungen möglich zu machen, um die zu 
verteilenden Lasten möglichst gering zu hal-
ten. Während die Verteilungsfrage länder-
spezifische Verpflichtungen definiert, muss 
die Effizienz- bzw. Allokationsfrage eine 
länderübergreifende Optimierung ermög-
lichen. Da der Ort der Reduktion nicht mit 
dem verpflichteten Land übereinstimmen 
muss, lässt sich die Verteilungs- von der 
Effizienzfrage trennen. Damit können die 
günstigsten Emissionsminderungspotenzia-

Seit zwei Jahrzehnten bemüht sich die Welt-
gemeinschaft um ein Abkommen, das den 
Ausstoß von Treibhausgasen soweit ein-
schränkt, dass die globale Erwärmung aus-
reichend begrenzt werden kann. Während 
im Prinzip alle Länder von einem stabilen 
Klima profitieren können, variieren die Kos-
ten mit den jeweiligen Klimaschutzanstren-
gungen. 

Auch wenn es aus globaler Perspektive 
nicht nur ökologisch, sondern auch ökono-
misch vorteilhafter ist, die Erwärmung auf 
2  °C zu begrenzen, können für einzelne 
Akteure und damit auch für einzelne Volks-
wirtschaften Kosten des Klimaschutzes 
entstehen. So reduziert die Beschränkung 
oder Verteuerung von Emissionen Hand-
lungsoptionen und schafft damit auf der 
Kostenseite zusätzliche Belastungen. Ob 
dem ein Nutzen durch ein stabilisiertes Kli-
ma gegenübersteht, ist aber unsicher und 
hängt letztlich davon ab, ob die externen 
Effekte der Emissionen international inter-
nalisiert werden können. Die Einbeziehung 
der externen Kosten sorgt für höhere Effizi-
enz und damit auch für höheren Wohlstand 
(durch vermiedene Schäden) auf globaler 
Ebene. 

Je nach Verteilung des Nutzens, vor allem 
aber auch der Kosten, entstehen dennoch 
Gewinner- und Verlierer-Positionen. Das gilt 
insbesondere dann, wenn die Beiträge zum 
Klimaschutz, also die Kostenübernahmen, 
freiwillig sind. Hier zeigt sich das klassische 
Problem eines öffentlichen Gutes: Es wird 
versucht, als Freifahrer möglichst geringe 
Kosten zu tragen und trotzdem vom kollek-
tiven Nutzen zu profitieren. Klimaschutz auf 
globaler Ebene kommt nicht automatisch, 
und eine zentrale überstaatliche Instanz 
gibt es auch nicht, die die Staaten zum Mit-
machen zwingen könnte.
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le genutzt werden, auch wenn die tatsäch-
liche Verteilung der Kosten einer anderen 
regionalen Zuordnung folgt.

Die 15 größten Emittenten, an der Spitze 
China, die USA und die EU, vereinen über 
80 % der Emissionen auf sich. Wenn es ge-
länge, diese Länder zu einer verbindlichen 
Obergrenze für den CO

2-Ausstoß zu ver-
pflichten, wäre ein großer Schritt auf dem 
Weg zum Zwei-Grad-Ziel gemacht. Ohne die 
Hauptverursacher wird das nicht gelingen. 
Dabei gilt: Lieber ein ambitioniertes Abkom-
men, bei dem nicht alle Staaten der Welt mit-
machen, als eine Sammlung unverbindlicher 
und anspruchsloser Ziele aus aller Welt. 

Um mehr als das zu erreichen, muss geklärt 
werden, wie eine angemessene Verteilung 
der Reduktionsziele zwischen den Ländern 
aussehen kann. Dieser Verteilungsstreit 
steht einem Erfolg seit Langem im Weg. 
Vor allem die drei schon genannten größten 
Emittenten, aber auch weitere wie Indien, 
Russland und Japan müssen sich auf eine 
Lastenverteilung untereinander verständi-
gen – und nebenher noch erhebliche Mittel 
aufbringen, um die Entwicklungsländer zu 
unterstützen. 

Ein geeigneter Maßstab für die Verteilung 
ist die Wirtschaftskraft der Länder. Wohlha-
bende Länder können einen größeren Bei-
trag leisten als ärmere. Selbst reiche Länder 
mit geringen Emissionen könnten etwas 
zum globalen Klimaschutz beitragen, wenn 
sie dies nicht nur innerhalb der eigenen 
Grenzen tun müssen.

COP21: Verzicht auf  
faire Lastverteilung und  
verpflichtenden Klimaschutz

Der Weltklimagipfel in Paris hat ein Abkom-
men beschlossen und wird daher als histo-
risches Ereignis gefeiert. Dabei müssen ei-
nige Schwachstellen erst noch ausgeräumt 
werden. So sind die Emissionszusagen der 
Länder immer noch sehr uneinheitlich 
oder enthalten gar keine absoluten Reduk-
tionsziele. Deshalb ist nicht gewährleistet, 
dass auch die günstigsten Reduktionspoten-
ziale genutzt werden. Die Unterzeichnung 
des Abkommens ist ein wichtiges Signal 
einer erfolgreichen Verständigung, aber die 
eigentliche Arbeit beginnt erst jetzt.

Paris ist schon allein deshalb ein Erfolg, weil 
die Konferenz nicht genauso gescheitert ist 
wie die Verhandlungen von Kopenhagen 
sechs Jahre zuvor. Und natürlich ist es ein 
Erfolg, dass sich alle Länder der Welt auf ein 
gemeinsames Klimaschutzziel einigen und 
ein Verfahren etablieren, mit schrittweise 
erhöhten Selbstverpflichtungen, die Emissi-
on von Treibhausgasen zu begrenzen. 

Ein Grund für den erfolgreichen Abschluss 
der Verhandlungen war, dass freiwillige Kli-
maschutzbeiträge der Staaten eingesammelt 
wurden, ohne auf eine faire Lastverteilung zu 
bestehen. Es fehlen somit Antworten auf zwei 
der drei genannten Fragen: Es gibt keine ver-
bindlichen Ziele und es gibt keine faire Last-
verteilung. Die Ansprüche an das Abkommen 
von Paris sind damit deutlich hinter dem zu-
rückgeblieben, was noch in Kopenhagen und 
danach als Ziel formuliert worden war. Die 
Verteilungsfrage bleibt letztlich ungelöst.

Möglicherweise ist der Verzicht auf Verbind-
lichkeit und Vergleichbarkeit der einzige 
Weg, einen schrittweisen Prozess in Gang 
zu setzen, der zu einem verbindlicheren Kli-
maschutz auf vergleichbarem Niveau führt. 
Immerhin konnte die zentrale Frage der 
Lastenverteilung so erst einmal aus den Ver-
handlungen ausgeklammert werden. Aber 
ohne eine faire Lastverteilung zwischen der 
EU, den USA, China, Japan und anderen 
wichtigen Emittenten gibt es unterschiedli-
che Klimaschutzniveaus in den Ländern und 
damit Wettbewerbsverzerrungen für die In-
dustrien an den verschiedenen Standorten. 

Die EU ist mit ihrem 40 %-Ziel vorangeschrit-
ten. Gemessen an der Wirtschaftsleistung 
müsste bspw. Japan seine Emissionen deut-
lich stärker beschränken als in der eigenen 
Zusage vorgesehen. Und aus China und In-
dien fehlt eine klare Festlegung auf eine ab-
solute Emissionsobergrenze auch weiterhin. 

In den folgenden Klimakonferenzen muss 
weiter nachdrücklich auf ein vergleichba-
res Anspruchsniveau im Klimaschutz und 
damit auf vergleichbare Wettbewerbsbedin-
gungen der Industrien gedrungen werden. 

Für Europa bedeuten die weiterhin unter-
schiedlichen Anspruchsniveaus in anderen 
Industrieregionen der Welt insbesondere 
auch, dass die Regeln zur Verhinderung 

von Carbon Leakage weiter bedeutsam 
sind. Diese können erst dann signifikant 
reduziert werden, wenn in allen relevanten 
Wettbewerbsländern ein vergleichbares Kli-
maschutzniveau angestrebt wird und davon 
abgeleitete Regeln für die Unternehmen der 
betroffenen Branchen gelten.

Ein einheitlicher Preis für Treibhausgas-
emissionen wäre hierfür angemessen, zu-
mal es für die Klimawirkung irrelevant ist, 
wo die Emissionen entstehen. Dafür ist nicht 
einmal ein global einheitliches Regime zwin-
gende Voraussetzung. Allemal in der jetzi-
gen Übergangsphase sind unterschiedliche 
Systeme unvermeidlich, die aber Schritt für 
Schritt verknüpft werden können, so dass 
sich die CO

2-Preise international annähern.

Zwar sind Klimaschutzkosten nur ein Faktor 
bei der internationalen Standortwahl eines 
Unternehmens. Wenn Unternehmen jedoch in 
Europa mit steigenden und damit schließlich 
wesentlich höheren Kosten rechnen müssen 
als in anderen Weltregionen, kann dies der 
entscheidende Faktor für die Wahl eines nicht-
europäischen Investitionsstandorts sein. 

Im Gegensatz dazu ist es aber bedeutsam, 
die Investitionen weiterhin dort zu ermögli-
chen, wo ambitionierte Klimaschutzanforde-
rungen bestehen, denn nur auf diese Weise 
wird der internationale Klimaschutz Fort-
schritte machen können. Auch nach der Kli-
makonferenz von Paris wird die Sicherung 
der Wettbewerbsfähigkeit der kohlenstoffin-
tensiven Branchen weiterhin von hoher Be-
deutung in der deutschen und europäischen 
Politik sein müssen.

Fehlende Mechanismen  
für Effizienz

Neben der Frage der Ziele, ihrer Verbindlich-
keit und Vergleichbarkeit darf die Effizienz 
des Klimaschutzes nicht in Vergessenheit ge-
raten. Nur wenn das Verhältnis von Nutzen 
und Kosten so gut wie möglich ist, kann ein 
höchstes Maß an Klimaschutz erreicht wer-
den, ohne größere wirtschaftliche Einbußen 
zu riskieren. Unabhängig von der Verteilung 
der Lasten gilt es sicherzustellen, dass der 
internationale Klimaschutz möglichst effizi-
ent erreicht wird. Nur so können Konflikte 
mit anderen wirtschaftlichen oder sozialen 
Zielen bestmöglich vermieden werden.
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Dazu ist es notwendig, aus den weltweit vor-
handenen Klimaschutzpotenzialen die kos-
tengünstigsten zu realisieren. Hieraus ergibt 
sich eine – ex ante aber unbekannte – effizi-
ente Verteilung der Klimaschutzmaßnahmen 
auf die einzelnen Länder und Ländergrup-
pen. Diese könnte aber nur dann identifiziert 
werden, wenn tatsächlich die Kosten der 
zahlreichen Maßnahmen bekannt wären. 

Eine solche Verteilung würde aber vermut-
lich deutlich anders aussehen als eine Last-
verteilung, die sich am Wohlstand des je-
weiligen Landes orientiert. Dies liegt daran, 
dass günstigere Vermeidungspotenziale 
tendenziell in Schwellenländern zu finden 
sind, während Industrieländer mit einem 
höheren Klimaschutzniveau höhere Kosten 
für eine weitere Absenkung der Emissionen 
in Kauf nehmen müssen. 

Flexibilität bei der Erfüllung der Redukti-
onsverpflichtungen ermöglicht es, die Ver-
teilung der Last für die Klimaschutzkosten 
separat von dem Ort der konkreten Emissi-
onsreduktion zu betrachten. Damit können 
bspw. Industrieländer einen höheren Anteil 
der Kosten tragen, ohne dass auf günstigere 
Einsparpotenziale an anderen Stellen der 
Welt verzichtet werden muss. 

Ein neues Klimaschutzabkommen muss 
daher die Aufgabe bewältigen, gleichzeitig 
eine effiziente Verteilung der zu realisieren-
den Klimaschutzmaßnahmen in den einzel-
nen Ländern und eine als fair erachtete (und 
sich am Wohlstand der Länder als Indikator 
für deren Leistungsfähigkeit orientierende) 
Verteilung der Klimaschutzlasten bzw. -kos-
ten sicherzustellen. Dazu müsste der Ort der 
Klimaschutzmaßnahme von der Übernahme 
einer Klimaschutzverpflichtung getrennt 
werden. Dies bedeutet, dass höhere Emissi-
onen im eigenen Land durch Maßnahmen in 
einem anderen Land ausgeglichen werden 
können. Hierzu muss eine entsprechende 
Anrechnung erfolgen. 

Der internationale Emissionshandel, mit 
dem Emissionsobergrenzen entsprechend 
der Effizienz der Reduktionspotenziale ge-
gen Zahlungen umverteilt werden können, 
so dass sich die Verteilung der Emissionen, 
nicht aber die Verteilung der Lasten än-
dert, ist hierfür der richtige Ansatzpunkt. 
Voraussetzung für einen funktionierenden 

Handel wären aber verlässliche Emissions-
obergrenzen der Partnerländer. Ob zusätz-
lich die projektbezogenen Instrumente des 
Kyoto-Regimes wieder aufgegriffen werden 
sollten, müsste davon abhängen, ob damit 
tatsächlich zusätzliche Emissionsreduktio-
nen nachgewiesen werden können.

Noch kritischer als der mittelfristige Ef-
fizienzverlust sind aber die langfristigen 
Folgen, wenn die Flexibilität des inter-
nationalen Handels aus der Klimapolitik 
ausgeschlossen wird und statt der Zusam-
menarbeit bei der Zielerreichung ein Ne-
beneinander von rein nationalen Aktivitä-
ten entsteht. Werfen wir einen Blick in die 
Zukunft: Wenn die anspruchsvollen Klima-
ziele erreicht werden sollen, müssen die 
Emissionen in den Industriestaaten immer 
weiter zurückgefahren werden. 

Noch ist einiges mit höherer Effizienz und 
durch schrittweise Verbesserung von Pro-
dukten und Verfahren zu erreichen. Einen 
wichtigen Beitrag werden auch eine spar-
samere Nutzung und kohlenstoffärmere 

Erzeugung von Energie (Strom für Industrie 
und Haushalte, aber auch Energie für Wär-
me und Verkehr) liefern. Mit der Zeit wer-
den die Potenziale sich jedoch verringern 
und ihre Nutzung wird so teuer werden, 
dass Industrieunternehmen sich vor die Fra-
ge gestellt sehen: Investieren wir in unsere 
Produktion vor Ort oder verlagern wir sie 
dorthin, wo die Emissionsobergrenzen noch 
nicht ausgeschöpft sind? Wenn jedes Land 
sein Ziel für sich erreichen muss, bedeutet 
das im Kern: Die industrielle Produktion 
folgt dem Ort der Emissionsrechte. 

Wenn die Emissionsbudgets hingegen han-
delbar sind, wie es schon im Emissionshan-
del des Kyoto-Systems angelegt war, geht 
die Produktion zum effizientesten Standort. 
Dabei werden die Kosten der Emissionen be-
rücksichtigt, aber die wirtschaftlich sinnvol-
le Arbeitsteilung zwischen verschiedenen 
Unternehmen in verschiedenen Ländern 
wird nicht behindert. Zumal die Produktion 
dann dort aufrechterhalten werden kann, 
wo ohnehin bereits vergleichsweise an-
spruchsvolle Umweltstandards gelten.

Danske Commodities
Der unabhängige und flexible  
Partner, der Volatilität für Sie  
arbeiten lässt.

Virtuelles 
Kraftwerk

Direktver-
marktung

Bilanzkreis- 
kooperation

Regel- 
energie

Dynamic Asset 
Management

Markt- 
zugang

„Unsere Kunden profitieren von verlässlicher 
Unterstützung und bestmöglichen  
Marktpreisen.“ 

Dirk Mausbeck, CEO www.danskecommodities.de
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Wenn jedes Land seine Reduktionsverpflich-
tungen nur innerhalb der eigenen Landes-
grenzen realisieren muss, bedeutet das lang-
fristig, dass industrielle Produktion an den 
Ort wandern muss, an dem die Emissions-
budgets noch nicht ausgeschöpft sind. Für 
ein erfolgreiches Industrieland wie Deutsch-
land muss es aber möglich sein, für globalen 
Klimaschutz mit Geld zu bezahlen, und nicht 
mit dem Verzicht auf industrielle Produktion.

Mit dem Handel der Emissionsobergrenzen 
zwischen den Ländern können Konflikte 
zwischen Klimaschutz und wirtschaftlicher 
Entwicklung verringert werden, eine effizi-
ente Produktion und internationale Arbeits-
teilung bleiben möglich. Und schließlich 
wird dem Charakter des Klimaschutzes als 
weltweiter gemeinsamer Herausforderung 
Rechnung getragen. Das Prinzip des Emis-
sionshandels sollte auch auf internationaler 
Ebene genutzt werden – unabhängig von 
der konkreten Ausgestaltung der jeweiligen 
nationalen Minderungsziele.

Neben dem Emissionshandel zwischen Staa-
ten sollte in Zukunft auch eine Ausweitung 
des Emissionshandels zwischen Unterneh-
men stehen. Europa verfügt über ein etab-
liertes Handelssystem; andere Länder wie 
etwa China experimentieren damit. Ein zwi-
schenstaatlicher Handel könnte gut in den 
Emissionshandel auf Unternehmensebene 
eingebunden werden und damit zu einem 
Bindeglied zwischen verschiedenen inter-
nationalen Handelssystemen werden. 

Wenn diese Systeme verknüpft würden, 
könnte sich ein international einheitlicher 
Preis für CO

2-Emissionen herausbilden. Da-
mit würden sich – Einheitlichkeit bei Carbon 

Leakage-Regeln vorausgesetzt – die Wettbe-
werbsverzerrungen, die bisher entstehen, 
deutlich reduzieren, weil in manchen Län-
dern für Emissionen ein Preis verlangt wird, 
in anderen aber nicht.

Solange eine umfassende Verknüpfung 
nicht gelingt, könnten auch sektorale Ab-
kommen geschlossen werden. Damit könn-
te erreicht werden, dass einzelne Sektoren 
international einheitlich behandelt und 
die Emissionen schrittweise reduziert wer-
den. Auch dies stellt eine Belastung für die 
Branchen dar, würde aber zumindest alle 
Wettbewerber gleichermaßen treffen. Eine 
Auswahl der effizientesten Klimaschutz-
maßnahmen über die Sektorengrenzen hin-
weg wäre dann jedoch nicht mehr möglich.

Die EU will ihr anspruchsvolles Redukti-
onsziel in den eigenen Grenzen erreichen 
– was bedeutet, dass europäische Unter-
nehmen in Europa einsparen müssen, auch 
wenn es an anderen Standorten sehr viel 
günstiger wäre. Damit steht nicht allein eine 
Verschlechterung der Wettbewerbsposition 
und der Investitionsbedingungen industri-
eller Produktion in Europa zu befürchten, 
sondern es würde ebenso Schwellenländern 
mit günstigeren Klimaschutzmöglichkeiten 
eine mögliche Einnahmequelle genommen. 

Wer günstig CO
2-Emissionen reduzieren 

kann, sollte dies tun und davon profitieren. 
Genau das ist das seit Langem erfolgreiche 
Prinzip des europäischen Emissionshan-
dels. Auf diesen Erfahrungen lässt sich auf-
bauen, um globalen Klimaschutz zu mög-
lichst geringen Kosten zu realisieren. Wird 
dies unterlassen, gerät langfristig industri-
elle Produktion in Gefahr. 

Ein möglichst flexibles  
Instrument ist gefragt

Das Abkommen von Paris sieht einen Me-
chanismus vor, mit dem die Reduktion von 
Treibhausgasen in einem Land dem Budget 
eines anderen Landes angerechnet werden 
kann. Wie genau dieses aussieht, muss in 
den nächsten Jahren verhandelt werden. 
Ein möglichst flexibles Instrument, das die 
Erfüllung der Selbstverpflichtungen unter-
stützt, würde nicht nur der europäischen 
Industrie helfen, ihre Produktion in Europa 
aufrechtzuerhalten, sondern auch den glo-
balen Klimaschutz zu geringeren Kosten 
realisieren. Und das anspruchsvolle Vor-
haben, das 2 Grad-Ziel zu erreichen oder 
sogar über zu erfüllen, lässt sich nur dann 
umsetzen, wenn unnötige Kosten vermie-
den werden.

Wie gut Deutschland und Europa in Zukunft 
im Wettbewerb der Standorte und im Wett-
bewerb um günstige Klimaschutzmaßnah-
men abschneiden werden, weiß heute nie-
mand. Deutschland kann als wirtschaftlich 
erfolgreiches Land stärker zum Klimaschutz 
beitragen als viele andere Länder. Aber es 
muss möglich bleiben, diesen Beitrag in fi-
nanzieller Form zu leisten, und nicht durch 
eine Deindustrialisierung diesem Erfolg die 
Grundlage zu entziehen. Je flexibler die Kli-
maschutzpotenziale international genutzt 
werden können, desto anspruchsvoller kann 
auch der globale Klimaschutz sein.

Dr. H. Bardt, Geschäftsführer und Leiter Wis-
senschaft, Dr. T. Schaefer, Leiter des Kompe-
tenzfelds Umwelt, Energie, Infrastruktur, 
Institut der deutschen Wirtschaft Köln e. V.
bardt@iwkoeln.de

183 Folgen lang durchstreifte Captain Kirk mit seiner Crew in der Enterpri-
se die unendlichen Weiten des Weltalls. Möglich machten diese Streifzüge 
Scotty und – mehr noch als er – der Antimaterie-Reaktor des Raumschiffs, 
der WARP-Antrieb, Schutzschilde und Bordtechnik mit einwandfreier und 
umweltschonender Energie versorgte. Es wäre vermessen zu behaupten, 
dass an dieser Energiezukunft bereits gearbeitet wird. Immerhin geht es 
aber auch im Jahr 2016 mit der Energieentwicklung voran. Die Umsetzung 
des Energieeffizienzgesetzes ist im vollen Gange, gesetzliche Rahmen-
bedingungen wie MiFID II und REMIT stehen vor ihrer Erfüllung und der 
Vormarsch alternativer Energien scheint durch technische Weiterentwick-
lungen unaufhaltbar. Auch große städtische Wohnhausanlagen nähern sich 

dank der rasanten Entwicklung im Bereich Speichertechnologien wahrer 
Energieautarkie. Das wiederum hat Auswirkungen auf die Energienetze und 
Infrastrukturen, die sich neuen Herausforderungen stellen müssen. 

Für die Energieversorger brechen daher unwiderruflich neue Zeiten an. Für 
diese und weitere Probleme und Chancen bietet der Energiekongress 
EPCON vom 27.-28.4.2016 im Schlosspark Mauerbach bei Wien bereits 
zum 21. Mal eine Plattform, um einen weiteren Schritt in die Zukunft zu 
tun. Auch wenn Scotty über solcherlei Fortschritte nur milde lächeln würde. 

Weitere Information: www.epcon.at

EPCON 2016: Die Energiebranche auf dem Weg in die Zukunft


